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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Kernenergie

Alors que le PLR a, depuis début 2022, ressorti l'énergie nucléaire des cartons de la
politique énergétique suisse, le groupe parlementaire du même parti a déposé un
postulat qui demande au Conseil fédéral d'étudier le cadre réglementaire et financier
pour permettre une utilisation à long terme des centrales nucléaires existantes.
D'après Susanne Vincenz-Stauffacher (plr, SG), oratrice du groupe, il est pertinent
d'étudier les possibilités d'allégement des coûts et d'incitations financières pour
répondre aux critères de rentabilité et de sécurité indispensables au maintien à long
terme des centrales nucléaires existantes. 
Le Conseil fédéral a proposé d'adopter le postulat. S'il a précisé qu'une aide financière
de la Confédération n'était ni nécessaire, ni d'actualité, il s'est montré favorable à un
examen des conditions-cadres afin d'assurer une transition vers les énergies
renouvelables qui ne mettrait pas en péril la sécurité d'apprivoisement électrique de la
Suisse. 
Lors des débats à la chambre basse, Nadine Masshardt (ps, BE) et Stefan Müller-
Altermatt (centre, SO), qui combattaient le postulat, ont fustigé une technologie du
passé et rappelé le verdict populaire de la votation de mai 2017 sur la Stratégie
énergétique 2050. Au final, le postulat a été rejeté par 105 voix contre 86 et 4
abstentions. L'objet du groupe PLR n'a convaincu que les député.e.s UDC et quelques
voix éparses du groupe du Centre. 1

POSTULAT
DATUM: 08.03.2023
GUILLAUME ZUMOFEN

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Löhne

Im März 2021 reichte Susanne Vincenz-Stauffacher (fdp, SG) ein Postulat ein, mit dem
sie den Bundesrat beauftragen wollte, die Kommunikation der Lohnstrukturerhebung
für die Bevölkerung zu verbessern. Konkret sollten eine bessere Berichtsstruktur sowie
eine klarere Erläuterung der unerklärbaren Lohndifferenz dabei helfen, dass die
Lohnunterschiede zwischen Männern und Frauen von der Öffentlichkeit besser
verstanden werden. In seiner Stellungnahme vom Mai 2021 beantragte der Bundesrat,
das Postulat abzulehnen. Das BFS sei bereits dabei, seine Kommunikationsmassnahmen
zu dieser Analyse anzupassen, um deren Verständlichkeit zu verbessern. Im März 2023
wurde das Postulat abgeschrieben, da es nicht innert zwei Jahren vom Nationalrat
behandelt worden war. 2

POSTULAT
DATUM: 17.03.2023
GIADA GIANOLA

Arbeitszeit

Die Nationalratsmitglieder Sidney Kamerzin (mitte, VS), Corina Gredig (glp, ZH), Gerhard
Andrey (gp, FR), Lilian Studer (evp, AG), Lars Guggisberg (svp, BE), Susanne Vincenz-
Stauffacher (fdp, SG) und Edith Graf-Litscher (sp, TG) reichten im Juni 2020 allesamt
gleichlautende Postulate ein, mit denen sie den Bundesrat beauftragen wollten,
marktwirtschaftliche Lösungen zur Förderung von regionalem Coworking zu prüfen.
Da nicht alle Personen im Homeoffice arbeiten könnten und da bei Homeoffice der
soziale Austausch fehle und die Trennung zwischen Beruf und Familie schwierig sei,
könne regionales Coworking eine Lösung für immer mehr Arbeitnehmenden darstellen,
argumentierten sie. Neben einer möglichen Starthilfe durch den Bund für den Aufbau
eines nationalen Netzes soll der Bericht aufzeigen, wie die Bundesverwaltung in einer
Vorbildfunktion Büroflächen sparen und diese Fläche stattdessen als regionale
Coworking Spaces zur Verfügung stellen könnte. Zudem soll beleuchtet werden, wie
etwa die SBB in Regionalbahnhöfen – oder auch andere bundesnahe Betriebe –
Coworking-Formate umsetzen könnten. 
In seiner Stellungnahme vom August 2020 beantragte der Bundesrat, die Postulate
abzulehnen. Der Bund überlasse es den Arbeitnehmenden und Arbeitgebenden, ob sie
im Coworking arbeiten oder Coworking als flexible Arbeitsform anbieten möchten.

POSTULAT
DATUM: 17.06.2022
GIADA GIANOLA
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Zudem seien Coworking-Möglichkeiten in einigen ländlichen Gebieten und
Bergregionen bereits vorhanden. Zudem verfüge der Bund über keinen direkten
Einfluss auf die Nutzung leer stehender Büroräume der bundesnahen Betriebe oder auf
ihr operatives Geschäft. 
Im Juni 2022 wurden die Postulate abgeschrieben, da sie nicht innert zwei Jahren vom
Nationalrat behandelt worden waren. 3

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

In einem Postulat wollte Susanne Vincenz-Stauffacher (fdp, SG) den Bundesrat mit der
Ausarbeitung eines Berichts über die Bedeutung präventiver medizinischer Beratung
im Bereich der sexuellen Gesundheit und Gynäkologie betrauen. Das Geschäft wurde
in der Herbstsession 2023 im Nationalrat besprochen, wo die Postulantin ihr Anliegen
genauer erläuterte: Im Bericht soll dargelegt werden, wie solche Beratungen dazu
beitragen können, Krankheiten zu verhindern und die Gesundheit zu fördern. So zeigte
sich die St.Gallerin davon überzeugt, dass durch die entsprechenden Behandlungen
zwar kurzfristig zusätzliche Kosten anfallen würden, langfristig jedoch finanzielle Mittel
eingespart werden könnten. Zudem gelte es, ein Augenmerk auf regulatorische
Unklarheiten im Kontext der Kostenübernahme zu legen, da es durch diese zum Abbau
von Leistungen kommen könne, was mit negativen Folgen für die Gesundheit und die
Gesundheitskosten einhergehe. Gesundheitsminister Berset sah hingegen keinen
Bedarf für einen Bericht. Es sei nicht vorgesehen, die bereits bestehenden Leistungen
wie etwa diejenige, welche die OKP besonders gefährdeten Personen erstatte,
abzubauen. Abgesehen davon, dass Anpassungen der erstatteten Leistungen im
Kompetenzbereich der Tarifpartner lägen, engagierten sich Bund und Kantone bereits
im Bereich der Prävention sexuell übertragbarer Krankheiten. Daher beantrage die
Landesregierung, das Postulat abzulehnen. Der Nationalrat folgte allerdings der
Postulantin und nahm den Vorstoss mit 115 zu 65 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) an.
Unterstützt wurde das Postulat von den geschlossen stimmenden Fraktionen der FDP,
SP, GLP und Grünen. Geschlossen respektive grossmehrheitlich dagegen sprachen sich
die SVP- und die Mitte-Fraktion aus. 4

POSTULAT
DATUM: 14.09.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

1) BO CN, 2023, pp.296 ss.; AZ, NZZ, 9.3.23
2) Po. 21.3316
3) Po. 20.3622; Po. 20.3638; Po. 20.3639; Po. 20.3640; Po. 20.3641; Po. 20.3642; Po. 20.3643
4) AB NR, 2023, S. 1634 f.
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